
Förderverein der Integrativen Kita Lerchenberg e. V. 
 

 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Förderverein der Integrativen Kita Lerchenberg 

e.V.“. 

2. Er hat seinen Sitz in Mainz und ist in das Vereinsregister einzutragen. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Erziehung, Volks-und Berufsbildung 

einschließlich der Studentenhilfe im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO und hier 

insbesondere die ideelle und finanzielle Förderung der Integrativen 

Kindertagesstätte Lerchenberg.  

2. Dieser Zweck wird insbesondere verwirklicht durch Zuwendungen aus 

Mitgliedsbeiträgen, freiwilligen Spenden, Erlösen aus Veranstaltungen, sowie 

den persönlichen Einsatz und Öffentlichkeitsarbeit durch die Vereinsmitglieder 

für die Zwecke des geförderten Kindergartens. Weiterhin umfasst dies 

insbesondere: 

o Unterstützung von Projekten und Maßnahmen, die der Erziehung, 

Bildung, Betreuung und Integration von Kindern dienen, 

o Beschaffung von Mitteln für zusätzliche pädagogische Angebote, 

Ausflüge und kulturelle Aktivitäten, 

o Anschaffung von Spiel- und Lernmaterialien, 

o Förderung von Veranstaltungen, die das Miteinander von Kindern, Eltern 

und Mitarbeitenden stärken. 

3. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in 

erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 



2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 

werden. 

3. Die Mitglieder erhalten keine Anteile am Überschuss und auch keine sonstigen 

Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Vereinsämter sind ehrenamtlich 

auszuüben. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

1. Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, die die Ziele des 

Vereins unterstützt. 

2. Der Erwerb der Mitgliedschaft erfolgt durch schriftlichen Antrag an den 

Vorstand, der über die Aufnahme entscheidet. Ein Aufnahmeanspruch besteht 

nicht. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller ohne 

Angaben von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. Jugendliche unter 18 Jahren 

bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s. 

3. Die Vorstandsmitglieder sind Mitglieder von Amts wegen. 

4. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke 

des Vereins zu fördern und den Verein in angemessener und ordnungsgemäßer 

Weise zu unterstützen. 

 

§5  Rechte der Mitglieder  

1. Mitglieder können ab dem 16. Lebensjahr wählen und ab dem 18. Lebensjahr 

gewählt werden.  

2. Mitglieder, die noch nicht volljährig sind, haben, mit Ausnahme der Regelung in  

§ 5 Nr. 1 der Satzung, kein Stimm- und Wahlrecht. Eine Vertretung durch ihre 

Eltern oder sorgeberechtigten Personen bei Abstimmungen und Wahlen ist nicht 

statthaft. Noch nicht volljährigen Mitgliedern steht das Rede- und 

Anwesenheitsrecht in den Mitgliederversammlungen zu.  

3. Alle Mitglieder haben das Recht dem Vorstand und zur Mitgliederversammlung 

Anträge zu unterbreiten. 

4. Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand sechs Wochen vor der 

Mitgliederversammlung eingereicht werden. 

5. Die Mitglieder wählen den Vorstand. Eine Übertragung des Stimmrechts auf 

Nichtmitglieder ist ausgeschlossen. 

 



§6 Erlöschen der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod des Mitglieds oder 

Erlöschen der Rechtspersönlichkeit. 

 

2. Der freiwillige Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären und 

mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Kalenderjahres wirksam. 

3. Ein Mitglied kann durch den Vorstand, der hierüber Beschluss zu fassen hat, aus 

dem Verein ausgeschlossen werden, wenn das Mitglied 

a) einen Jahresbeitrag trotz schriftlicher Mahnung mit einer Fristsetzung von 

mindestens vier Wochen nicht bezahlt hat, 

b) den Verein geschädigt oder sonst gegen seine Interessen schwerwiegend 

verstoßen hat, 

c) in seiner Person einen sonstigen Grund verwirklicht. 

Vor der Beschlussfassung über die Ausschließung ist dem auszuschließenden 

Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der Ausschließungsbeschluss 

ist schriftlich zu fassen und zu begründen. Gegen die Ausschließung kann das 

auszuschließende Mitglied die nächste anstehende Mitgliederversammlung 

anrufen, die über den endgültigen Ausschluss entscheidet. Bis zur Entscheidung 

der Mitgliederversammlung ruhen in diesem Fall die Mitgliedschaftsrechte des 

auszuschließenden Mitglieds. 

4. Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden Vorstandsmitglieder, nachdem dem betroffenen Mitglied die 

Möglichkeit zur Stellungnahme gewährt worden ist. Eine Stellungnahme hat 

innerhalb von zwei Wochen nach Mitteilung über den beabsichtigten 

Vereinsausschluss zu erfolgen. 

5. Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil am 

Vereinsvermögen oder einer Beitragsrückerstattung. 

 

§ 7 Beiträge 

1. Von den Mitgliedern werden Monatsbeiträge erhoben. 

2. Die Höhe der Beiträge wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 

3. Für das Jahr des Vereinsbeitritts ist der volle Jahresbeitrag zu zahlen. Die 

Festsetzung der Fälligkeit und Zahlungsweise obliegt dem Vorstand. Der 

Vorstand kann in begründeten Einzelfällen bestimmen, dass der Beitrag in 

anderer Form als durch Geldzahlung erbracht wird oder die Beitragsleistung in 

Form von Stunden erbracht werden kann. 

 

 



§ 8 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

1. der Vorstand.  

2. die Mitgliederversammlung. 

 

§ 9 Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus: 

o der/dem Vorsitzenden, 

o der/dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

o der/dem Kassenwart. 

Vorstandsmitglieder können nur natürliche, volljährige Personen sein. 

Je ein vom Elternbeirat des Kindergartens und von dem im Kindergarten 

beschäftigten Erzieher/-innen benannter Vertreter ist berechtigt, mit beratender 

Stimme an den Vorstandssitzungen teilzunehmen. Der Vorstand kann im 

Einzelfall deren Teilnahme an den Vorstandssitzungen ausschließen, hat aber 

über gefasste Beschlüsse zu berichten. 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des 

Vorstands gemeinschaftlich vertreten. Die Mitgliederversammlung kann 

einzelnen Vorstandsmitgliedern in besonderen Fällen Einzelvertretungsbefugnis 

erteilen.  

2. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 

Jahren gewählt und bleibt solange im Amt bis ein neuer Vorstand von der 

Mitgliederversammlung gewählt wird. Wiederwahl ist zulässig. 

3. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle 

Verwaltungsaufgaben sowie alle Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz 

einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende 

Aufgaben: 

a) die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 

die Geschäftsführung des Vereins nach der Vereinssatzung, 

b) die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, 

die Leitung der Mitgliederversammlung durch den Vorsitzenden 

oder einen Stellvertreter,  

c) die Entscheidung über die Einrichtung einer haupt- oder 

nebenamtlich besetzten Geschäftsstelle und die Entscheidung 

über die Bestellung eines Geschäftsführers. 

d) Vorbereitung und Durchführung der Fördermaßnahmen für den 

Kindergarten. 



e) Unterrichtung der Mitglieder über die Vereinsangelegenheiten, 

insbesondere durch Erstellung eines Jahresberichts. 

 

4. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem 

Amt, so können die verbliebenen Vorstandsmitglieder ein Ersatzmitglied für die 

restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen benennen.  

 

5. Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen 

der Vorsitzende und im Verhinderungsfalle sein Vertreter nach Bedarf 

schriftlich, fernmündlich oder per E-Mail einlädt. Eine Mitteilung der 

Tagesordnung ist nicht erforderlich. Eine Einberufungsfrist von einer Woche ist 

einzuhalten. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 

Vorstandsmitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

die Stimme des Sitzungsleiters. Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem 

Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu 

beschließenden Regelung erklären. Über die Beschlüsse des Vorstands ist ein 

Protokoll zu führen, das durch den Sitzungsleiter zu unterschreiben ist. 

 

6. Der Vorstand kann mit Beschluss mit einfacher Mehrheit Vorstandsmitglieder 

und ehrenamtlich für den Verein nach dieser Satzung tätige Personen ihres 

Amtes entheben, wenn eine Verletzung von Amtspflichten der Tatbestand der 

Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Amtsausübung vorliegt. Dem Betroffenen ist 

vor der Entscheidung rechtliches Gehör zu gewähren.  

 

 

7. Der Vorstand ist ermächtigt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom 

zuständigen Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt 

zur Erlangung bzw. dem Erhalt der Gemeinnützigkeit gefordert werden. Es darf 

sich um keine Beschlüsse handeln, die den Zweck oder die Aufgaben dieser 

Satzung ändern. Die Änderungen dürfen ausschließlich den geforderten 

Bedingungen dieser Ämter entsprechen. Der Beschluss muss einstimmig 

herbeigeführt und die Änderungen müssen der nächsten 

Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben werden.   

 

8. Das Amt / Die Ämter des Vereinsvorstandes wird / werden grundsätzlich 

ehrenamtlich ausgeübt.  

 

§ 10 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist oberstes Organ des Vereins. In der 

Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des 

Stimmrechts kann ein Mitglied des Vereins bevollmächtigt werden. Die 

Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein 

Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 



2. Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für folgende 

Angelegenheiten: 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes;  

b) Entlastung des Vorstandes;  

c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der 

Kassenprüfer;  

d) Festsetzung der Höhe der Jahresbeiträge, insbesondere des 

Mindestbeitrags; 

e) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung eines 

Aufnahmeantrag sowie die Berufung gegen einen 

Ausschließungsbeschluss durch den Vorstand; 

f) Ernennung von Ehrenmitgliedern; 

g) Beschlussfassung über grundlegende Entscheidungen für die 

Förderpolitik des Vereins; 

h) Änderung der Satzung (sofern Änderung Vorstandswahlen betreffen, 

werden sie vor den Wahlen durchgeführt);  

i) Erlass von Ordnungen;  

j) Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder;  

k)  Auflösung des Vereins.  

 

3. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. 

 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung – für deren Berufung und 

Durchführung die gleichen Bestimmungen gelten wie für die ordentliche 

Mitgliederversammlung - ist einzuberufen, wenn der Vorstand die Einberufung 

aus wichtigem Grund beschließt oder ein Drittel der Mitglieder schriftlich dies 

unter Angabe der Gründe vom Vorstand verlangt.  

 

5. Die Mitgliederversammlung ist vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

durch den stellvertretenden Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen und unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einzuberufen. Die 

Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einberufung folgenden Tag. Die 

Kommunikation im Verein kann in Textform (auch mittels elektronischer 

Medien) erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, wenn sie an 

die dem Verein bekannt gegebene Anschrift oder E-Mail-Anschrift gerichtet ist.  

 

 

6. Die Mitteilung von Adressänderungen / Änderungen von E-Mail-Adressen 

obliegt dem jeweiligen Mitglied. 

 

7. Jedes Mitglied kann bis spätestens einer Woche vor Beginn der 

Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand die Ergänzung der 

Tagesordnung um weitere Angelegenheiten, nicht jedoch Satzungsänderungen, 

verlangen. Die Anträge müssen den Mitgliedern nicht vor der 

Mitgliederversammlung bekannt gegeben werden. Das gilt nicht für 

Satzungsänderungen oder Anträge zur Auflösung des Vereins. Über Anträge auf 



Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung erstellt 

werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist 

eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

 

8. Jede ordnungsgemäß geladene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. Die 

Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen, soweit durch Gesetz oder diese Satzung keine 

abweichenden Mehrheiten vorgeschrieben sind. Enthaltungen werden als nicht 

erschienene Stimme gewertet. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Versammlungsleiters. Bei Wahlen entscheidet bei Stimmengleichheit das 

Los.  

9. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderungen 

von seinem Stellvertreter, bei dessen Verhinderung von einem vom Vorstand 

bestimmten Mitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt 

die Mitgliederversammlung den Leiter. Der Versammlungsleiter übt in der 

Mitgliederversammlung das Hausrecht aus. Sofern in dieser Satzung nichts 

anderes bestimmt ist, bestimmt der Versammlungsleiter alleine den Gang der 

Verhandlungen in der Mitgliederversammlung. Seine Entscheidungen sind 

unanfechtbar. Für die Dauer der Durchführung von Vorstandswahlen wählt die 

Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte einen Wahlausschuss, bestehend aus 

drei Personen. 

 

10. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter, soweit in dieser 

Satzung nicht eine Art der Abstimmung zwingend bestimmt ist. Bei Wahlen kann 

die Mitgliederversammlung geheime Wahl beschließen. Stimmenthaltungen 

gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht gezählt. Eine 

ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist stets beschlussfähig. 

Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragungen auf Nichtmitglieder 

sind nicht möglich. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen gefasst. Für Satzungsänderungen ist eine 3/4 Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen, für die Änderung des Vereinszwecks und die 

Auflösung des Vereins eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen 

Stimmen erforderlich.  

11. Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu errichten. Das 

Versammlungsprotokoll ist vom jeweiligen Versammlungsleiter und 

Protokollführer zu unterschreiben. Es muss enthalten: 

a) Ort und Zeit der Versammlung;  

b) Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers;  

c) Zahl der erschienenen Mitglieder;  

d) Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der 

Beschlussfähigkeit; 

e) die Tagesordnung;  



f) die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis mit der Feststellung, 

ob zugestimmt oder nicht zugestimmt wurde;  

g) die Art der Abstimmung;  

h) Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem Wortlaut;  

i) Beschlüsse in vollem Wortlaut. 

 

§11 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte  

1. Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner 

Mitglieder (Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse) unter 

Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser 

Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der 

Mitgliederverwaltung. Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende 

Mitgliederdaten: Name, Anschrift, Bankverbindung, Telefonnummern (Festnetz 

und Funk) sowie E-Mail-Adresse, Geburtsdatum, Lizenz(en), Funktion(en) im 

Verein.  

 

2. Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an 

Vorstandsmitglieder, sonstige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie 

deren Funktion oder besondere Aufgabenstellung im Verein die Kenntnisnahme 

erfordern. Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur 

Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen Rechte (z.B. Minderheitenrechte) 

benötigt, wird ihm eine gedruckte Kopie der Liste gegen die schriftliche 

Versicherung ausgehändigt, dass Namen, Adressen und sonstige Daten nicht zu 

anderen Zwecken Verwendung finden.  

 

3. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser 

Satzung stimmen die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, 

Veränderung, Übermittlung) und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten in 

dem vorgenannten Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die 

Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende 

Datenverwendung ist dem Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen 

Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein Datenverkauf ist nicht statthaft.  

 

4. Jedes Mitglied hat nach den geltenden datenschutzrechtlichen Vorschriften, 

insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des 

Bundesdatenschutzgesetzes (insbesondere §§ 34, 35 DSGVO) das Recht auf 

Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger und 

den Zweck der Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung 

seiner Daten. 

 

§ 12 Kassenführung 

1. Die/der Kassenwart verwaltet die Vereinskasse und führt ordnungsgemäß Buch 

über Einnahmen und Ausgaben. 



2. Die Kasse des Vereins ist jedes Jahr von zwei von der Mitgliederversammlung 

gewählten Kassenprüfer*innen zu prüfen. Die Kassenprüfer*innen prüfen, ob die 

Verwendung der Vereinsmittel den Haushaltsansätzen entsprach und die 

Buchführung des Vereins ordnungsgemäß erfolgt. Die Kassenprüfer*innen 

werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem Jahr gewählt. 

Sie dürfen nicht Mitglieder des Vorstands sein. Über die Prüfung der gesamten 

Buch- und Kassenführung haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu 

erstatten. Sie können wiedergewählt werden. 

 

§ 13 Satzungsänderungen, Vermögensanfall bei Auflösung des Vereins 

1. Eine geplante Änderung der Satzung muss als Tagesordnungspunkt in der 

Einladung der Mitgliederversammlung bekannt gemacht werden. 

2. Über die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens mit dieser 

Tagesordnung einberufenen Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 

vier Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

3. Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt unter Übersendung der 

geänderten Satzung anzuzeigen. Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die 

von der zuständigen Registerbehörde oder vom Finanzamt vorgeschrieben 

werden, werden vom Vorstand umgesetzt und bedürfen keiner 

Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern 

spätestens mit der Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

4. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zur Verwendung für Zwecke der 

Förderung der Erziehung und Volksbildung im Sinne von § 52 Abs. 2 Nr. 7 AO/. 

 

Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 29.10.2025 in Mainz errichtet. 

Die Satzung wurde am 26.05.2026 geändert und durch die Gründungsmitglieder 

unterzeichnet. 

 

 


